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sowie der zu diesem Zeitpunkt bestehenden weiteren erfor­
derlichen Voraussetzungen der erfaßten wehrpflichtigen Bür­
ger in Vorbereitung der Einberufung zum Wehrdienst.

§ 2
Grundlegende Bestimmungen über die Einberufung

(1) Die Einberufung ist eine Maßnahme zur Wahrnehmung 
des verfassungsmäßig festgelegten Rechtes und der Ehren­
pflicht der Wehrpflichtigen, den Wehrdienst zu leisten. Durch 
die Einberufung werden die Wehrpflichtigen auf der Grund­
lage eines Einberufungsbefehls verpflichtet, sich zu einem be­
stimmten Zeitpunkt zum Antritt des Wehrdienstes zu melden. 
Mit dem im Einberufungsbefehl bestimmten Tag bzw. Zeit­
punkt wird das Wehrdienstverhältnis der betreffenden Wehr­
pflichtigen begründet.

(2) Der Einberufungsbefehl wird vom Leiter des Wehrkreis­
kommandos für die zur Einberufung bestimmten Wehrpflich­
tigen erlassen.

(3) Die Leiter der Wehrkreiskommandos haben zu gewähr­
leisten, daß alle für den Wehrdienst tauglichen und geeigneten 
Wehrpflichtigen den aktiven Wehrdienst, Reservistenwehr­
dienst bzw. einen Dienst entsprechend § 2 Abs. 3 des Wehr­
dienstgesetzes leisten.

(4) Vor der Einberufung ist in der Regel eine Einberufungs­
überprüfung der Wehrpflichtigen durchzuführen.

II. Abschnitt
Vorbereitung und Durchführung der Musterung

§3
Bekanntmachung der Musterung

(1) Die Bekanntmachung der Musterung erfolgt durch den 
Minister für Nationale Verteidigung. Sie ist in der Presse der 
Deutschen Demokratischen Republik und durch Aushang zu 
veröffentlichen.

(2) Die Räte der Kreise, Städte, Stadtbezirke und Gemein­
den sind verpflichtet, den öffentlichen Aushang der Bekannt­
machung zu veranlassen. Die erforderlichen Festlegungen 
hierzu treffen die Leiter der Wehrkreiskommandos.

§4
Aufforderung zur Musterung

(1) Die Leiter der Wehrkreiskommandos haben zu gewähr­
leisten, daß die zu musternden Wehrpflichtigen zur Muste­
rung aufgefordert werden.

(2) Die Aufforderung ist den Wehrpflichtigen in der Regel 
schriftlich durch die Deutsche Post zuzustellen. Bei Notwen­
digkeit sind die staatlichen Organe oder Betriebe1 verpflich­
tet, entsprechend den Forderungen der Leiter der Wehrkreis­
kommandos die Zustellung oder Übermittlung der Aufforde­
rung vorzunehmen.

(3) Die Zustellung oder Übermittlung der Aufforderung hat 
grundsätzlich bis 14 Tage nach dem Zeitpunkt der öffentlichen 
Bekanntmachung der Musterung zu erfolgen. Diese Frist 
braucht nicht eingehalten werden, wenn es zur Gewährlei­
stung der Musterung von Wehrpflichtigen notwendig ist.

(4) Die Wehrpflichtigen haben die zuständigen staatlichen 
Organe oder Betriebe bzw. deren Leiter unverzüglich von der 
Aufforderung in Kenntnis zu setzen.

(5) Für die Wehrpflichtigen sind die mit der Aufforderung 
übermittelten Festlegungen verbindlich.

(6) Die schriftliche Aufforderung gilt für die Wehrpflich­
tigen als Fahrausweis zwischen dem Ort des Wohnsitzes und 
dem Ort der Musterung.

§5
Meldepflicht zur Musterung

(1) Wehrpflichtige, die vom Zeitraum der Musterung ihres 
Geburtsjahrganges Kenntnis erlangten, aber bis zu dem im 
§ 4 Abs. 3 genannten Termin keine Aufforderung zur Muste-

1 Betriebe Im Sinne des § 5 Abs. 1 des Wehrdienstgesetzes sind Kom­
binate, wirtschaftsleitende Organe, Betriebe, Einrichtungen, Genos­
senschaften, gesellschaftliche Organisationen und Vereinigungen.

rung erhalten haben, sind verpflichtet, sich unverzüglich bei 
dem für ihren Aufenthaltsort zuständigen Wehrkreiskom­
mando zu melden.

(2) Seeleute, die dem zur Musterung bestimmten Geburts­
jahrgang angehören und sich auf Fahrt oder in einem aus­
ländischen Hafen befinden, haben sich nach ihrer Rückkehr 
unverzüglich bei dem für den Heimathafen ihres Schiffes zu­
ständigen Wehrkreiskommando zu melden.

§ 6
Musterung bestimmter Wehrpflichtiger

(1) In die Musterung können Wehrpflichtige, die einem 
älteren als in der Bekanntmachung der Musterung bestimm­
ten Geburtsjahrgang angehören, jederzeit einbezogen werden.

(2) Seeleute, die dem zur Musterung bestimmten Geburts­
jahrgang angehören, können zu einem anderen als in der Be­
kanntmachung festgesetzten Zeitraum gemustert werden. Die 
Musterung kann vor Auslaufen bzw. nach Einlaufen des 
Schiffes, zu dessen Besatzung die Betreffenden gehören, er­
folgen. Den Zeitraum der Musterung bestimmt der Chef des 
Wehrbezirkskommandos Rostock.

(3) Für Binnenschiffer, die keinen Wohnsitz an Land haben, 
gilt Abs. 2 entsprechend. Den Zeitraum der Musterung dieser 
Wehrpflichtigen bestimmt der Chef des Wehrbezirkskomman­
dos Berlin in Absprache mit den zuständigen staatlichen 
Organen oder Betrieben bzw. deren Leitern, die für die be­
treffenden Wehrpflichtigen zuständig sind.

(4) Wehrpflichtige des zur Musterung bestimmten Geburts­
jahrganges, die während des gesamten in der Bekannt­
machung festgesetzten Zeitraumes wegen des Vollzuges einer 
Strafe mit Freiheitsentzug nicht zur Musterung erscheinen 
können, sind nach dem Vollzug dieser Strafe zu mustern.

(5) Für Jugendliche, die sich für den aktiven Wehrdienst in 
militärischen Berufen bereit erklärt haben, sowie für Schüler 
an erweiterten Oberschulen und Lehrlinge in der Berufsaus­
bildung mit Abitur, kann vor ihrer Musterung von den Lei­
tern der Wehrkreiskommandos die Feststellung der Dienst­
tauglichkeit veranlaßt werden.

Aufgaben der staatlichen Organe 
und Betriebe zur Vorbereitung der Musterung

§7
(1) Die staatlichen Organe und Betriebe sind in Vorberei­

tung der Musterung zur Erfüllung folgender Aufgaben ver­
pflichtet:

a) politisch-ideologische Vorbereitung der Wehrpflichtigen 
auf ihre Musterung. In Zusammenarbeit mit den zustän­
digen Wehrkreiskommandos sind dazu im Rahmen der 
sozialistischen Wehrerziehung spezielle wehrerzieherische 
Maßnahmen festzulegen und durchzuführen;

b) Einflußnahme auf das termingerechte und pünktliche Er­
scheinen der Wehrpflichtigen am angegebenen Ort der 
Musterung;

’c) termingerechte Übergabe von angeforderten Unterlagen 
an die Wehrkreiskommandos bzw. die Wehrpflichtigen;

d) Mitteilung des Namens, der Personenkennzahl, des Wohn­
sitzes, des Aufenthaltsortes und der Dauer des Aufent­
haltes von Wehrpflichtigen, die dem in der Bekannt­
machung bestimmten Geburtsjahrgang angehören und 
nicht zur Musterung erscheinen können, an die zustän­
digen Wehrkreiskommandos. Das betrifft Wehrpflich­
tige, die sich während des gesamten in der Bekannt­
machung festgesetzten Zeitraumes der Musterung nicht 
am Ort ihres Wohnsitzes bzw. nicht an ihrem ständigen 
Arbeitsort befinden. Die o. g. Angaben sind den zustän­
digen Wehrkreiskommandos bis 2 Wochen vor Beginn 
des festgesetzten Zeitraumes der Musterung mitzuteilen. 

Die dazu von den Wehrkreiskommandos oder den Räten der 
Kreise bzw. Stadtbezirke erteilten Auflagen sind unabhängig 
vom Unterstellungsverhältnis zu erfüllen.


